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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Sozialgericht Stuttgart
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 8
Kategorie Gerichtsbescheid
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1. Die Erhebung eines Beitragszuschlages

von 0,25 % für kinderlose Versicherte (§
55 Abs. 3 SGB XI) verstößt nicht gegen
das Grundgesetz.

2. Die vom Bundesverfassungsgericht
(BVerfGE 103, 242) geforderte relative
Entlastung beitragspflichtiger
Versicherter mit Kindern gegenüber
kinderlosen Mitgliedern der sozialen
Pflegeversicherung bei der Bemessung
der Beiträge durfte der Gesetzgeber so
ausgestalten, dass zwar die
Beitragsbelastung Versicherter mit
Kindern nicht abgesenkt, sondern die
Beitragsbelastung Versicherter ohne
Kinder erhöht wird.

3. Die Beitragssatzerhöhung um 0,25 %
verstößt nicht gegen die
Eigentumsgarantie des Art. 14 GG, da die
Verfassung insoweit kein Recht auf
Beibehaltung des gesetzlich festgelegten
Beitragssatzes gewährt.

Normenkette -

1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz
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Datum -

1. Die Klage wird abgewiesen. 2. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Streitig ist die Berechtigung der Beklagten zur Erhebung eines Beitragszuschlages
von 0,25% in der Pflegeversicherung ab 1.1.2005 fÃ¼r Kinderlose nach Vollendung
des 23. Lebensjahres.

Die KlÃ¤gerin, geboren am 12.8.1957, ist seit 1.3.2003 versicherungspflichtiges
Mitglied bei der Beklagten. Sie hat eine Elterneigenschaft nicht nachgewiesen und
bezieht nicht Arbeitslosengeld II. Seit 1.1.2005 erhebt die Beklagte einen Zuschlag
von 0,25% auf den Beitragssatz zur sozialen Pflegeversicherung. Hiergegen erhob
die KlÃ¤gerin am 30.3.2005 Widerspruch. Der Widerspruch wurde durch
Widerspruchsbescheid vom 11.5.2005 zurÃ¼ckgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung
verweist die Beklagte darauf, dass mit dem Gesetz zur BerÃ¼cksichtigung der
Kindererziehung (Kinder-BerÃ¼cksichtigungsgesetz â�� KiBG) vom 15.12.2004
fÃ¼r Kinderlose in der sozialen Pflegeversicherung ein Beitragszuschlag von 0,25%
eingefÃ¼hrt worden sei. Die KlÃ¤gerin gehÃ¶re nicht zu den ausgenommen
Personengruppen. Die GrÃ¼nde, warum jemand ohne Kinder sei, sei fÃ¼r den
Beitragszuschlag ohne Bedeutung.

Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin am 20.5.2005 Klage zum Sozialgericht Stuttgart. Sie
fÃ¼hrt aus, die zusÃ¤tzliche Abgabe sei eine Diskriminierung, Beleidigung und
Abwertung aller kinderloser BundesbÃ¼rger. Die WÃ¼rde des Menschen sei
unantastbar, niemand dÃ¼rfe wegen seines Glaubens, Geschlechts usw.
benachteiligt werden. Dies sei aufs schwerste verletzt worden. Es entspreche nicht
der Wahrheit, dass der Bundesgerichtshof beschlossen habe, die Kinderlosen mit
einem hÃ¶heren Pflegeversicherungsbeitrag zu belasten. Die zusÃ¤tzliche Abgabe
sei eine reine WillkÃ¼r. Durch ihre Steuerklasse sei sie einer viel grÃ¶Ã�eren
Abgabenlast ausgesetzt, sodass es ihr nicht mehr mÃ¶glich sei auch noch fÃ¼r ihr
Alter zurÃ¼ckzulegen.

Die KlÃ¤gerin hat keinen schriftsÃ¤tzlichen und ausdrÃ¼cklichen Antrag gestellt,
begehrt jedoch sinngemÃ¤Ã�, den Bescheid und Widerspruchsbescheid der
Beklagten vom 11.5.2005 aufzuheben und ab 1.1.2005 die Beitragszahlung ohne
den Beitragszuschlag von 0,25 % zuzulassen.

Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt die Beklagte aus, dass Grundlage des ab 1.1.2005
geltenden zusÃ¤tzlichen Beitrags zur Pflegeversicherung die Entscheidung des
BVerfG im Urteil vom 3.4.2001 (1 BvR 1629/94 â�� USK 2001-9) sei. Dem
Gesetzgeber sei auferlegt worden, bis lÃ¤ngstens eine 31.12.2004 eine Regelung zu
treffen, die die Kindererziehungsleistung in der umlagefinanzierten sozialen
Pflegeversicherung bei der Beitragsbemessung berÃ¼cksichtige. Der Gesetzgeber
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habe in der Folge das Gesetz zur BerÃ¼cksichtigung der Kindererziehung vom
15.12.2004 erlassen. Mit diesem Gesetz werde fÃ¼r Kinderlose in der sozialen
Pflegeversicherung ein Beitragszuschlag von 0,25% eingefÃ¼hrt. Der Beitragssatz
von 1,7% gem. Â§ 55 Abs. 1 Satz 1 und 2 SGB XI erhÃ¶he sich fÃ¼r kinderlose
Mitglieder nach Ablauf des Monats, in dem sie das 23. Lebensjahr vollendet haben,
um einen Beitragszuschlag in HÃ¶he von 0,25%, Â§ 55 Abs. 3 SGB XI. Die KlÃ¤gerin
gehÃ¶re nicht zu den ausgenommen Personengruppen. Es obliege nicht der
Beklagten zu beurteilen, ob die EinfÃ¼hrung des Zuschlages von 0,25% in der
sozialen Pflegeversicherung gegen das Grundgesetz verstoÃ�e.

Die Beteiligten wurden mit Schreiben vom 17.11.2005 auf die beabsichtigte
Entscheidung durch Gerichtsbescheid hingewiesen, in ihnen wurde Gelegenheit zur
Stellungnahme gegeben.

Wegen der weiteren Einzelheiten sowie des Vorbringens der Beteiligten wird auf die
Gerichtsakte, worin sich eine Kopie der Verwaltungsakte der Beklagten befindet
(Blatt 18 bis 19 der Gerichtsakte), Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die beim sachlich und Ã¶rtlich zustÃ¤ndigen Sozialgericht Stuttgart form- und
fristgerecht erhobene Klage ist zulÃ¤ssig, in der Sache ist sie jedoch ohne Erfolg, sie
ist unbegrÃ¼ndet. Die Heranziehung der KlÃ¤gerin zu einem erhÃ¶hten
Beitragssatz in der sozialen Pflegeversicherung ist nicht rechtswidrig, die KlÃ¤gerin
wird dadurch nicht in ihren Rechten verletzt.

Nachdem der vorliegende Rechtsstreit weder in tatsÃ¤chlicher noch in rechtlicher
Hinsicht besondere Schwierigkeiten aufweist und der Sachverhalt geklÃ¤rt ist
konnte das Gericht gem. Â§ 105 SGG durch Gerichtsbescheid entscheiden.

Gem. Â§ 54 Abs. 1 SGB XI werden die Mittel der Pflegekasse durch BeitrÃ¤ge
finanziert. Die BeitrÃ¤ge werden mittels eines Vomhundertsatzes der
beitragspflichtigen Einnahmen berechnet und sind fÃ¼r jeden Kalendertag der
Mitgliedschaft zu bezahlen, Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 und 2 SGB XI. Der Beitragssatz
betrÃ¤gt gem. Â§ 55 Abs. 1 Satz 1 SGB XI derzeit 1,7% der beitragspflichtigen
Einnahmen. Dieser Beitragssatz wird gem. Â§ 55 Abs. 3 SGB XI und 0,25% erhÃ¶ht. 
Â§ 55 Abs. 3 SGB XI bestimmt folgendes: "Der Beitragssatz nach Absatz 1 Satz 1
und 2 erhÃ¶ht sich fÃ¼r Mitglieder nach Ablauf des Monats, in dem sie das 23.
Lebensjahr vollendet haben, um einen Beitragszuschlag in HÃ¶he von 0,25
Beitragssatzpunkten (Beitragszuschlag fÃ¼r Kinderlose). Satz 1 gilt nicht fÃ¼r
Eltern im Sinne des Â§ 56 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 3 Nr. 2 und 3 des Ersten
Buches. Die Elterneigenschaft ist in geeigneter Form gegenÃ¼ber der
beitragsabfÃ¼hrenden Stelle, von Selbstzahlern gegenÃ¼ber der Pflegekasse,
nachzuweisen, sofern diesen die Elterneigenschaft nicht bereits aus anderen
GrÃ¼nden bekannt ist. Die SpitzenverbÃ¤nde der Pflegekassen beschlieÃ�en
gemeinsam Empfehlungen darÃ¼ber, welche Nachweise geeignet sind. Erfolgt die
Vorlage des Nachweises innerhalb von drei Monaten nach der Geburt des Kindes,
gilt der Nachweis mit Beginn des Monats der Geburt als erbracht, ansonsten wirkt
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der Nachweis ab Beginn des Monats, der dem Monat folgt, in dem der Nachweis
erbracht wird. Nachweise fÃ¼r vor dem 1. Januar 2005 geborene Kinder, die bis
zum 30. Juni 2005 erbracht werden, wirken vom 1. Januar 2005 an. Satz 1 gilt nicht
fÃ¼r Mitglieder, die vor dem 1. Januar 1940 geboren wurden, fÃ¼r Wehr- und
Zivildienstleistende sowie fÃ¼r Bezieher von Arbeitslosengeld II."

Die KlÃ¤gerin hat das 23. Lebensjahr vor dem 1.1.2005 vollendet und hat eine
Elterneigenschaft nicht nachgewiesen. Sie ist weder vor dem 1.1.1940 geboren,
noch leistet die Wehr- oder Zivildienst oder bezieht Arbeitslosengeld II. Damit
gehÃ¶rt sie nicht zu dem ausgeschlossen Personenkreis; der allgemeine
Beitragssatz ist damit gem. Â§ 55 Abs. 3 Satz 1 SGB XI um 0,25% zu erhÃ¶hen.

Â§ 55 Abs. 3 SGB XI ist mit Wirkung zum 1.1.2005 durch Art 1 Nr. 1 KiBG vom
15.12.2004 (BGBl I 3448) eingefÃ¼hrt worden. Mit dieser Regelung hat der
Gesetzgeber auf die bereits von der Beklagten benannte Entscheidung des BVerfG
(vgl. BVerfGE 103, 242 = SozR 3 â�� 3300 Â§ 54 Nr. 2) reagiert. Er war dabei
befugt, den Auftrag des BVerfG durch eine ErhÃ¶hung des Beitragssatzes mittels
eines Beitragszuschlags fÃ¼r Mitglieder ohne Kinder statt durch eine
BeitragsermÃ¤Ã�igung fÃ¼r Mitglieder mit Kindern Rechnung zu tragen.

Das BVerfG hat (a. a. O.) folgendes ausgefÃ¼hrt: "Der Gesetzgeber verfÃ¼gt
Ã¼ber einen groÃ�en Spielraum bei der Ausgestaltung eines Art. 3 Abs. 1 in
Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 GG entsprechenden Beitragsrechts in der sozialen
Pflegeversicherung. Das Grundgesetz verpflichtet ihn lediglich dazu,
beitragspflichtige Versicherte mit einem oder mehreren Kindern gegenÃ¼ber
kinderlosen Mitgliedern der sozialen Pflegeversicherung bei der Bemessung der
BeitrÃ¤ge relativ zu entlasten. Der danach zwischen Eltern und kinderlosen
Personen vorzunehmende Ausgleich muss allerdings durch Regelungen erfolgen,
die die Elterngeneration wÃ¤hrend der Zeit der Betreuung und Erziehung entlasten,
denn die BeitrÃ¤ge, die von der heutigen Kindergeneration spÃ¤ter im
Erwachsenenalter auch zugunsten kinderloser Versicherter geleistet werden, die
dann den pflegenahen JahrgÃ¤ngen angehÃ¶ren oder pflegebedÃ¼rftig sind,
basieren maÃ�geblich auf den Erziehungsleistungen ihrer heute
versicherungspflichtigen Eltern. Die hiermit verbundene Belastung der Eltern tritt in
deren Erwerbsphase auf; sie ist deshalb auch in diesem Zeitraum auszugleichen.
Der verfassungsgebotene Ausgleich zwischen erziehenden und nicht erziehenden
Mitgliedern der sozialen Pflegeversicherung kann deshalb nicht durch
unterschiedliche Leistungen im Falle des Eintritts der PflegebedÃ¼rftigkeit erfolgen.
Es bleibt dem Gesetzgeber Ã¼berlassen, wie er die Betreuungs- und
Erziehungsleistung bei der Beitragsbemessung von beitragspflichtigen Versicherten
mit Kindern berÃ¼cksichtigt. Allerdings ist er von Verfassungs wegen verpflichtet,
eine LÃ¶sung zu wÃ¤hlen, die Unterhaltsverpflichtete bereits ab dem ersten Kind
relativ entlastet. Denn bereits dessen Betreuung und Erziehung fÃ¼hrt dazu, dass
Ungleiches im Beitragsrecht der sozialen Pflegeversicherung verfassungswidrig
gleichbehandelt wird."

Angesichts dieser AusfÃ¼hrungen des Bundesverfassungsgerichts konnte sich das
Gericht nicht von der WillkÃ¼rlichkeit oder Verfassungswidrigkeit der Belastung
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Kinderloser mit einem zusÃ¤tzlichen Beitragszuschlag Ã¼berzeugen. Das BVerfG
hat gerade lediglich eine relative Entlastung Erziehender gefordert. Die RelativitÃ¤t
wurde vom Gesetzgeber dadurch gewahrt, dass Eltern zwar verglichen mit dem
frÃ¼heren Beitragssatz ab dem 1.1.2005 nicht weniger Beitrag zu zahlen haben,
sondern dadurch, dass Kinderlose mit einem zusÃ¤tzlichen Beitragszuschlag
belastet werden. Der Gesetzgeber durfte im Anschluss an die Entscheidung des
BVerfG auch sachgerecht zwischen den Gruppen der Kinderlosen und der
Erziehenden unterscheiden. Insoweit ist diese Differenzierung, da es sich um zwei
unterschiedliche Gruppen und damit um unterschiedliche Sachverhalte handelt,
verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. Die Differenzierung erscheint
angesichts des Urteils des BVerfG nicht als willkÃ¼rlich.

Auch Art. 14 GG ist nicht verletzt. Die Eigentumsgarantie des Grundgesetzes
garantiert gerade nicht die Beibehaltung des derzeitigen Beitragssatzes in der
sozialen Pflegeversicherung. Dieser Beitragssatz beruht nÃ¤mlich nicht auf
privatnÃ¼tzig dem Versicherten zugewiesenen, durch eigene Leistung erworbenen
AnsprÃ¼chen, sondern wurde vom Gesetzgeber festgesetzt. Auch unter dem
Gesichtspunkt der Entziehung von VermÃ¶gen durch AbfÃ¼hrung erhÃ¶hter
BeitrÃ¤ge lÃ¤sst sich die Verfassungswidrigkeit von Â§ 55 Abs. 3 SGB XI nicht
begrÃ¼nden. Insoweit ist die zusÃ¤tzliche Beitragsbelastung mit 0,25% der
beitragspflichtigen Einnahmen weder unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig noch derart
einschneidend, dass vom vorhanden VermÃ¶gen und erzielten Einkommen des
Versicherten â�� auch unter BerÃ¼cksichtigung der sonstigen steuerlichen und
sozialversicherungsrechtlichen Belastungen â�� annÃ¤hernd nichts mehr Ã¼brig
bliebe.

Artikel 2 Absatz 1 GG, der die allgemeine Handlungsfreiheit schÃ¼tzt, ist nicht
verletzt. Insbesondere durfte der Gesetzgeber durch die vorgenommene Regelung
der verfassungsrechtlich gebotenen BerÃ¼cksichtigung der Kindererziehung in der
sozialen Pflegeversicherung Rechnung tragen.

Verfassungsrechtliche Bedenken bestehen daher nicht.

Die KlÃ¤gerin ist daher zur AbfÃ¼hrung des zusÃ¤tzlichen Beitrags von 0,25% der
beitragspflichtigen Einnahmen zur sozialen Pflegeversicherung verpflichtet. Die
entsprechende Heranziehung seitens der Beklagten ist nicht rechtswidrig. Die
KlÃ¤gerin wird dadurch nicht in ihren Rechten verletzt. Es war wie tenoriert zu
entscheiden. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 31.03.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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